
Art. 9, Erl. 1 b, 2 a, b

b) Das Recht, sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten, 
wird dagegen nicht ausdrücklich geschützt. Eine mit Art. 5 Abs. 1 Satz 1 zweite 
Hälfte GG vergleichbare Bestimmung enthält die Verfassung nicht. Schon im Jahre 
1947 war ein Versuch, eine entsprechende Bestimmung in die Verfassung des Landes 
Sachsen-Anhalt zu bringen, am Widerspruch der SED gescheitert1.

2. a) Die Auffassung, nach der die Grundrechte sozialistische Persönlichkeitsrechte 
geworden seien, wirkt sich auf die Meinungsfreiheit entscheidend aus. Kritik wird 
nur insoweit geduldet, als sie der sozialistischen Entwicklung und den Interessen 
des Regimes förderlich erscheint. Eine derartige Kritik wird sogar gewünscht. Nie­
mals darf die Kritik sich aber gegen Maßnahmen der Regierung, die von der SED 
inspiriert sind, oder gegen Maßnahmen der SED selbst richten.
Eine derartige Kritik wird als Hetze und als Verstoß gegen die volksdemokratische 
Ordnung angesehen.
b) Während in der Bundesrepublik das Recht auf freie Meinungsäußerung sogar die 
Schimpffreiheit gewährleistet, die erst in dem Recht auf persönliche Ehre auf eine 
Schranke stößt2, wurde das Recht der freien Meinungsäußerung in der Sowjetzone 
durch Anwendung des Art. 6 Abs. 2 Satz 1 (->- Erl. 2 zu Art. 6) und wird jetzt durch 
die Vorschriften des Strafrechtsergänzungsgesetzes3, insbesondere durch die Bestim­
mungen über staatsgefährdende Propaganda und Hetze und über Staatsverleum­
dung, weitgehend eingeschränkt. Mit Zuchthaus oder Gefängnis wurde unter ande­
rem bestraft: die Zugehörigkeit zur Jungen Gemeinde4, das Weiterverbreiten von 
Nachrichten, die von einem westlichen Sender abgehört wurden5, das Betrachten 
westlicher Fernsehsendungen in Gemeinschaft mit Gästen6, die Weitergabe west­
licher Zeitungen und Druckerzeugnisse7, das Erzählen politischer Witze8, Mecke-
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